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n-1<fSZlderBeitagen:zu den Stenographischen Protokollen 
Qea Nationalrates XYlll. Qesetzgebungsperiode . 

OFUGiNAL Antrag 

der Abgeordneten Ing. Gartlehner, Bayr 

und Genossen 

'1'11 .' No •.... u ...... ".ai/A 
Präs.: 't DEZ. ·1992. 

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundeshaushaltsgesetz 

geändert ':lird 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundeshaushaltsgesetz geändert wird 

(BHG-Novelle 1992) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundeshaushaltsgese~z, BGBl. Nr. 213/1986, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 689/1991, wird wie folgt geän­

dert: 

1. § 16 Abs. 1, erster Satz, lautet: 

"In den Bundesvoranschlagsentwurf sind sämtliche im folgenden Fi­

nanzjahr zu erwartende Einnahmen und voraussichtlich zu leistende 

Ausgaben des Bundes voneinander getrennt und in der vollen Höhe 

(brutto) aufzunehmen, ./obei 

a) die Einnahmen aus der Aufnahme und die Ausgaben für die Rück­

zahlung von Finanzschulden und zur vorübergehenden Kassenstärkung 

eingegangenen Geldverbindlichkeiten, 

b) die Einnahmen und Ausgaben infolge eines Kapitalaustausches 

bei Währungstauschverträgen, 

c) die Ausgaben für die Tilgung von Schulden aus Haftungen und 

die Einnahmen aus diesbezüglichen Regreßforderungen, 

d} die Ausgaben für den Ersatz oder die Übernahme von Ausgaben 

für Tilgungen von Anleihen, Darlehen und sonstigen Kreditopera­

tionen aufgrund bundesgesetzlicher Anordnung 

von den allgemeinen Einnahmen und Ausgaben (allgemeiner Haushalt) 

gesondert darzustellGn sind (Ausgleichshaushalt) . 
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2. Im § 16 Abs. 1 wird elne Z. 5. eingefügt. § 16 Abs. 1 Z 3 bis 

5 lauten: 

"3. Zuführungen zu Rücklagen; 

4. Entnahmen aus RücJ~lagen und Verringerung der Ausgleichsrück­

lage; 

5. Auflösung von Rücklagen;" 

3. Im § 16 Abs. 1 erhält die bisherige Z 4. die Bezeichnung "6.". 

4. § 21 Abs. 2 Z 1 lit. e) lautet: 

"die Entnahmen aus Rücklagen, die Verringerung der Ausgleichs­

rücklage und die Auflösung von Rücklagen;" 

5. § 65 Abs. I, zweiter Satz, lautet: 

"sie dürfen vom Bundesminister für Finanzen nur nach Maßgabe der 

hiefür im Bundesfinanzgesetz oder in einem besonderen Bundesge­

setz im Sinne des Art. 42 Abs. 5 B-VG enthaltenen Ermächtigungen 

eingegangen werden. 11 

6. Im § 65 wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt: 

"(2) Der Bundesminister für Finanzen darf Verträge abschließen, 

um Verpflichtungen des Bundes aus Finanzschulden und Währungs­

tauschverträgen zu prolongieren und zu konvertieren. Der Abschluß 

dieser Verträge hat zu den Bedingungen des im Zeitpunkt des Ver­

tragsabschlusses geltenden Bundesfinanzgesetzes oder eines beson­

deren Bundesgesetzes im Sinne des Art. 42 Abs. 5 B-VG zu erfol­

gen. 

7.§ 65 Abs. 2 erhält die Bezeichnung Abs. "3" und lautet: 

"(3) Durch die vom Bundesminister für Finanzen zur vorübergehen­

den Kassenstärkung eingegangenen Geldverbindlichkeiten werden nur 
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insoweit Finanzschulden begründet, als solche Verbindlichkeiten 

nicht innerhalb· desselben Finanzjahres getilgt werden." 

8. § 65 Abs. 3 erhält die Bezeichnung Abs. "4". 

9. § 65 Abs. 4 erhält die Bezeichnung Abs. "5" und lautet: 

"(5) Auf den im Abs. 1, zweiter satz, genannten Ermächtigungsrah­

men ist jeweils nur der Nominalbetrag der zugehörigen, gemäß Abs. 

1 bis 4 eingegangenen Geldverbindlichkeiten des Bundes anzurech­

nen. Die Anrechnung eines Fremdwährungsbetrages hat zu dem je­

weils bekanntgegebenen, für den Zeitpunkt der Zuzählung der Kre­

ditvaluta gel tenden Kurs\oJert zu erfolgen. 11 

10. § 65 Abs. 5 erhält die Bezeichnung Abs. "6". 

11. Dem § 100 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

"(6) § 65 Abs. 1, zweiter Satz und § 65 Abs. 2 dieses Bundesge-

setzes, in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1.Nr. , treten mit 

1. Jänner 1992 in Kraft; § 16 Abs. 1, erster Satz, lit c u. d 

dieses Bundesgesetzes, in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1.Nr . 

.... , ist erstmals bei der Erstellung des Entwurfes des Bundesfi­

nanzgesetzes 1993 anzm,'enden; alle übrigen Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes, in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1.Nr ..••• , 

treten mit 1. Jänner 1993 in Kraft. 

I n formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag unter Verzicht auf die 

I/ste Lesung dem Finanzausschuß zuzweisen. 

UJJ ./7 
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Erläuterungen: 

Allgemeiner Teil 

Im Hinblick auf die Vergleichbarkeit der wirtschaftlichen Wirkung 

der Rückzahlung von Finanzschulden mit Zahlungen des Bundes für 

die Tilgung von Schulden aus ,Haftungen sollen letztere ebenfalls 

im Ausgleichshaushalt verrechnet werden. 

Darüberhinaus sollen aus Gründen der Rechtsklarheit entsprechende 

gesetzliche Maßnahmen über die Veranschlagung der Ausgleichsrück­

lage getroffen werden. 

Im Hinblick auf die mehrjährige Wirkung von Konversionen und Pro­

longationen von Finanzschulden sowie Währungstauschverträgen soll 

für diese Rechtsgeschäfte nicht mehr wie bisher das jährliche 

Bundesfinanzgesetz Rechtsgrundlage bilden. 

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung eines dem Entwurf entspre­

chenden Bundesgesetzes ergibt sich aus Art. 51 Abs. 6 B-VG. 

Besonderer Teil 

zu Z 1 (§ 16 Abs. I, erster Satz) 

Die Ausgaben für die Rücl<zahlung von Finanzschulden sind im Aus­

gleichshaushalt zu veranschlagen und zu verrechnen. Wegen der 

Vergleichbarkeit der Sachverhalte sollen Zahlungen des Bundes bei 

Eintritt von Haftungsfällen oder zwecks Hintanhaltung von Haf­

tungsfällen sowie die Tilgung von SChulden, die der Bund aufgrund 

besonderer Bundesgesetze übernommen hat, im Ausgleichshaushalt 

veranschlagt und verrechnet werden. Die mit den genannten finan­

ziellen Vorgängen im Zusammenhang stehenden Zinsen und Kosten 

sind wie bei Finanzschulden im allgemeinen Haushalt zu verrech­

nen. 
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zu Z 2 (§ F, .".bs. L :::: -: bis S) und 2 .., (§ 21 Abs. 2 Z 1 lit e) 

Durch die Aufnah~e Jieser Bestimmung ~ird die Art der Veranschla­

gung der AusgleichsrUcklagG klargestellt. 

Eine Verringerung der Ausgleichsrticklage zur Bedeckung von Ausga­

ben des allgemeinen Haushalts erweist sich als zweckmäßig, wenn 

dies aus finanztechnischen und budgetpolitischen Gründen geboten 

erscheint. Weiters ist in Analogie zu § 53 Abs. 7 die Ergänzung 

der Veranschlagungsbestlnnungen betreffend die Auflösung von 

Rücklagen not'.:enciis. 

zu Z 5 (§ G~ Abs . . , z' . .'eiter Satz) 

Die Bestimmungen becrertend Konversionen und Prolongationen von 

Finanzschulden und ::~hrungstauschverträgen werden in den Abs. 2 

übernommen und dort: inl1altlich geregelt. 

zu Z 6 (§ 65 Abs. 2) 

Im Hinblick auf die mehrjährigen Wirkungen solcher Rechtsge­

schäfte ist deren ausschließliche Regelung im Bundesfinanzgesetz 

wegen dessen Geltungsdauer nur für ein Jahr - auch nach Ansicht 

des Rechnungshofes - rechtlich bedenklich. Daher wäre entspre­

chend der Bestimmung des § 65 Abs. 1 BHG in Verbindung mit Art. 

42 Abs. 5 B-~C ein geeignete Rechtsgrundlage zu schaffen. Die ge­

genständliche Errnjcnt:igung ermöglicht es, entsprechend den Bedin­

gungen des jbhrlichen Bundesfinanzgesetzes oder eines besonderen 

Bundesgesetzes in Sinne des Art. 42 Abs. 5 B-VG Verträge abzu­

schließen, um in den Folgejahren Konversionen und Prolongationen 

durchzuführen. 

zu Z 7 (§ 65 Abs. 

Die neue Absatzbezeicnnung ergibt sieh durch die Einfügung des 

neuen Absatzes =. ~ine strenge Bindung der Verwaltung bei kurz­

fristigen Verpflichtungen ist verfassungsgesetzlich nicht erfor­

derlich und sinnvoll. ~odaß sich der Hinweis auf das Bundesfi-

nanzgesetz ertibrlgt. 
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zu Z 8 (§ 65 Abs. 4) 

Die neue Absatzbezeichnung ergibt sich durch die Einfügung des 

neuen Absatzes ~. 

zu Z 9 (§ 65 Abs. S) 

Aus Marktgründen ist es nicht immer sinnvoll, Devisenterminge­

schäfte im \~ege der Oesterreichischen Nationalbank abzuschließen; 

dies macht die gegenstjndliche Änderung erforderlich. 

zu Z 10 (§ 65 Abs. G) 

Die neue Absatzbezeicnnung ergibt sich durch die Einfügung des 

neuen Absatzes 2. 
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